

7. Patientenverfügung

Der medizinische Fortschritt hat es möglich gemacht, dass wir heute das Leben eines schwerstkranken Menschen künstlich verlängern können. Die Gefahr ist groß, so die Besorgnis vieler Mediziner, dass derartige medizinische, lebenserhaltende und lebensverlängernde Maßnahmen gegen den Willen des jeweils Betroffenen durchgeführt werden. Sicherlich geht es in diesem Zusammenhang nicht nur um medizinische Fragestellungen, sondern ganz wesentlich werden in diesem sensiblen Themenfeld auch ethisch/moralische Fragen aufgeworfen.
Mit einer Patientenverfügung können Sie bereits im Vorfeld Klarheit über viele eventuell aufkommende Fragestellungen schaffen. Zudem entlasten Sie mit der Angehörige, die stellvertretend für den Schwersterkrankten Entscheidungen über weitere medizinische Behandlungsschritte fällen müssen.

Rechtliche und inhaltliche Rahmenbedingungen
Juristisch begleitet wird das Thema Patientenverfügung durch § 1901 a Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs - BGB. Die Patientenverfügung ist seit dem 01.09.2009 mit verbindlichen Richtlinien gesetzlich neu geregelt worden. In einer Patientenverfügung wird im Voraus festgelegt, wie sich Mediziner und Angehörige in bestimmten Lebens- und Behandlungssituationen verhalten sollen. Bei der Patientenverfügung handelt es sich um eine Willenserklärung, in der Sie konkret festschreiben, welchen speziellen Untersuchungen, welchen Behandlungsformen und welchen ärztlichen Eingriffen Sie zustimmen und welchen nicht. Zudem können Sie in der Patientenverfügung explizit vermerken, ob und in welchem Umfang lebenserhaltende medizinische Maßnahmen Anwendung finden sollen. Somit üben Sie auch mit der Patientenverfügung Ihr Recht auf Selbstbestimmung aus. Auch persönliche Einstellungen sollten inhaltlich erfasst werden
Viele Juristen raten dazu, neben den Wünschen zu bestimmten medizinischen Behandlungsschritten auch schriftliche Ausführungen zu persönlichen Wertvorstellungen oder auch zu religiösen Anschauungen zu machen. Dieses gilt beispielsweise auch für individuelle Einstellungen zum eigenen Leben und zum Sterben sowie für ethische und moralische Prinzipien. Gerade das Wissen über persönliche Einstellungen eines Schwerstkranken kann die Entscheidungen, die durch Angehörige zu treffen sind, erheblich vereinfachen. In einer oftmals schwierigen Situation können sich dadurch wertvolle Entscheidungshilfen und Auslegungshilfen ergeben.



Patientenverfügung und Betreuungsvollmacht bzw. Vorsorgevollmacht
Eine Patientenverfügung sollte nach Möglichkeit immer mit einer Vorsorgevollmacht oder einer Betreuungsverfügung verknüpft werden. Erst mit der Ausstellung einer Vorsorgevollmacht bzw. einer Betreuungsvollmacht kann sich der Patient sicher sein, dass sein persönlicher Wille auf jeden Fall gegenüber den behandelnden Ärzten und eventuell gegenüber der Familie durchgesetzt werden kann.
Die Vorsorgevollmacht bildet, genauso wie die Betreuungsvollmacht, die Wünsche und die Vorstellungen eines Patienten ab. Bei der Vorsorgevollmacht kann eine Person des Vertrauens unmittelbar zum Vertreter bzw. zur Vertreterin bestimmt werden. Dieses ist gleichzeitig der zentrale Vorteil gegenüber der Betreuungsvollmacht, denn hier muss zunächst der Weg über das Vormundschaftsgericht genommen werden. Erst das Vormundschaftsgericht bestimmt, beim Vorliegen der entsprechenden Vollmacht, den Betreuer.

In Einzelfallen wird das Betreuungsgericht angerufen
In bestimmten Fällen wird – trotz Vorliegender Patientenverfügung – das Betreuungsgericht angerufen. So zum Beispiel, wenn behandelnde Ärzte auf der einen Seite und Betreuer auf der anderen Seite zu unterschiedlichen Ansichten oder zu unterschiedlichen Auslegungen bestimmter Teilbereiche einer Willenserklärung kommen. Gleiches gilt auch für den Fall, dass weder ein Betreuer noch ein Bevollmächtigter bestellt wurden oder dass der behandelnde Arzt bestimmte medizinische Maßnahmen einleiten möchte, die nicht mit der Patientenverfügung im Einklang stehen.

Formale Kriterien einer Patientenverfügung
Beim Erstellen einer Patientenverfügung sollten bestimmte formale Kriterien unbedingt eingehalten werden. So wird eine Patientenverfügung nur wirksam, wenn sie schriftlich abgefasst ist. Zudem muss die Willenserklärung von einer einwilligungsfähigen, volljährigen Person erstellt werden. Weitere formale Vorgaben hat der Gesetzgeber bewusst nicht gemacht. Dieses vor allem vor dem Hintergrund, das Ausüben des Selbstbestimmungsrechts nicht unnötig durch bestimmte formale Anforderungen zu erschweren. Die Patientenverfügung sollte auf jeden Fall eigenhändig unterschrieben werden sowie mit Ort und Datum versehen sein. Es ist auf jeden Fall ratsam, sich vor dem Verfassen der Patientenverfügung Hilfestellungen bei Ärzten oder fachkundigen Verbänden einzuholen. Empfehlenswert sind diesbezüglich auch fach-und themenbezogene Formulierungshilfen oder Textbausteine. Weiterführende Hilfestellungen finden Sie auf zahlreichen Internetportalen. Letztendlich sollte beim Erstellen der Patientenverfügung die formale Verbindlichkeit auf der einen Seite und die inhaltliche Anwendbarkeit auf der anderen Seite sorgfältig überprüft werden.

Eine Patientenverfügung können Sie auch online erstellen unter: www.notfall-ordner.de


Wir empfehlen Ihnen unbedingt eine juristische Beratung. Nutzen Sie keine Vordrucke!
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[bookmark: _GoBack]8. Sorgerechtsverfügung

Wer eine Erbschaft, Kapitalanlage oder Risikoversicherung zu Gunsten eines minderjährigen Kindes tätigt, sollte im Vorfeld handschriftlich und parallel zum Testament festlegen

- wer das Kapital verwaltet, bis das Kind 18 Jahre alt ist und

-ob das Kind mit 18 Jahren bereits darüber verfügen darf.


Es handelt sich bei der Sorgerechtsverfügung um eine Art „letztwillige Verfügung“ (§ 1777 Abs. 3 BGB und§ 1917 Abs. 1 BGB). Diese sollte mit Unterschriften versehen sein oder wie ein Testament gestaltet sein.

Desweiteren ist diese Verfügung wichtig, sofern eine der folgenden familiären Situationen vorliegt:

· Geschiedene

· Alleinerziehende

· Patchworkfamilien

· Eltern und Großeltern, die Vermögen auf Kinder übertragen.


Das Jugendamt bestimmt den Vormund des Kindes, das Sorgerecht geht nicht automatisch auf die verfügten Personen über. Daher ist eine Sorgerechtsverfügung nur eine Empfehlung.

Wichtig:

1. Reichweite des Sorgerechts:

Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass Ihr Sorgerecht für Ihr minderjähriges Kind bei derzeitiger Gesetzeslage auch die Einwilligung in die Beendigung lebenserhaltender Maßnahmen umfasst. Für diese Entscheidung, ob Sie in die Beendigung lebenserhaltender Maßnahmen einwilligen, ist nicht die Zustimmung des Familiengerichts notwendig. Diese Entscheidung obliegt Ihnen nach herrschender Rechtslage allein kraft Ihres elterlichen Sorgerechts(§ 1626 BGB; Palandt-Diederichsen, Kommentar zum BGB 62. Auflage/Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes).

2. Verfügung bzgl. der Vermögenssorge über den Erbteil, der auf ein minderjähriges Kind, so z.B. von den Großeltern auf den Enkel übergeht:
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Es ist folgende Ausgangsproblematik zu beachten: Ein minderjähriges Kind wird auf Grund gesetzlicher Erbfolge oder durch testamentarische Verfügung Erbe und der Erblasser, also der Vererbende, ist nicht Elternteil des minderjährigen Kindes. Diese Situation ist z.B. gegeben, wenn die Eltern des minderjährigen Kindes sterben und die Großeltern direkt an die Enkel vererben. In dieser Situation wird das minderjährige Kind direkt Erbe. Vermögensverfügungen der Eltern gegenüber dem minderjährigen Kind - wie sie sich auch nachfolgend in unseren Formulierungsvorschlägen finden - haben in diesem Fall keine Rechtswirkung. Wenn Sie sich auch für diese Situation absichern möchten, raten wir, dass auch andere in Frage kommende Personen, so z.B. die o.g. Großeltern, gegenüber dem Enkelkind eine Vermögenssorgeverfügung erstellen, in der Sie bestimmen, wer bis zur Volljährigkeit die Verwaltung dieser Erbschaft erhalten und wer davon ausgeschlossen werden soll.

Sorgerecht gilt bis zum 18. Geburtstag des Kindes:
Grundsätzlich ist die Sorgerechtsverfügung für das Gericht bindend, bis das Kind seinen 18. Geburtstag erreicht hat. Mit Erreichen der Volljährigkeit haben die Kinder unbeschränkten Zugriff auf das Erbe. Nicht jeder kann in diesem Alter schon verantwortungsbewusst mit einem größeren Vermögen umgehen. Wenn Sie wollen, dass die Erbschaft erst später auszuzahlen ist, können Sie dies mit einer Klausel regeln. Diese Möglichkeit sollte auch von Großeltern und anderen möglichen Erblassern beachtet werden. Nachfolgend erhalten Sie Formulierungsvorschläge.

Für das Sorgerecht: Wunschperson, Ersatzperson und Person, die keinesfalls das Sorgerecht ausüben sollen, festlegen:
Ähnlich wie bei der Betreuungsverfügung ist die Sorgerechtsverfügung ein Vorschlag an das Familiengericht, wer im Todesfall der Eltern das Sorgerecht für das Kind/die Kinder erhalten soll. Das Gericht ist gehalten, nach den Kriterien des Kindswohls zu entscheiden und kann deshalb in begründeten Fällen von dieser Verfugung abweichen, wenn die Entscheidung nach Einschätzung des Gerichtes dem Kindswohl besser entspricht. Deshalb ist es sinnvoll, neben der bevorzugten Person noch eine weitere zu benennen. Man kann auch festlegen, wer keinesfalls das Sorgerecht ausüben soll.



Formulierungsvorschlag für die handschriftliche Sorgerechtsverfügung:
Wir, die Eltern (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Telefon, Email) wollen, dass im Fall unseres Todes oder falls wir anderweitig die Personensorge und die Vermögenssorge für unsere minderjährigen Kinder (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Telefon, Email) nicht mehr ausüben können, dass Herr/Frau
(Name, Anschrift, Geburtsdatum, Telefon, Email) die Personen- und die Vermögenssorge ausüben soll. Sollte die vorbenannte Person nicht zur Verfugung stehen, wollen wir, dass ersatzweise Herr/Frau (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Telefon, Email) die Personen- und die Vermögenssorge ausübt.

Wir wollen auf keinen Fall, dass Herr/Frau (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Telefon, Email) mit der Personen-/Vermögenssorge betraut wird.


____________________________________________________ Ort, Datum, Unterschriften der Eltern



Formulierungsvorschlag für die ergänzende Klausel mit Benennung eines Nachlassverwalters:

Ich/Wir (Eltern, Großeltern) (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Telefon, Email) bestimmen, dass Herr/Frau (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Telefon, Email) das Erbe (evtl. konkret benennen z.B. Lebensversicherungsnummer bei Gesellschaft XY), das unseren Kindern/Enkeln (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Telefon, Email) von uns durch Testement, gesetzliche Erbfolge (oder Begünstigung) zufließt, erst ausbezahlt wird, wenn die Kinder …..Jahre alt sind und eine Berufsausbildung/ein Studium abgeschlossen haben. Herr/Frau (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Telefon, Email) ist beauftragt, alles zu ermöglichen, was der Ausbildung und Entwicklung unserer Kinder/Enkel dient, insbesondere soll unseren Kindern/ Enkeln ein monatlicher Kindesunterhalt in Höhe von …....% des Mindestunterhaltes der jeweils maßgebenden Altersstufe der Düsseldorfer Tabelle aus dem Erbe gezahlt werden.
Ort, Datum, Unterschriften der Eltern


Formulierungsvorschlag bei einem Elternteil:

Bei geschiedenen Elternteilen ist es häufig so, dass das gemeinsame Sorgerecht vereinbart ist. Wer den geschiedenen Partner nicht mit der Vermögenssorge beauftragen will, kann folgende Formulierung nutzen:

Sollte für mein oben benanntes Kind eine andere Person als die von mir gewünschte als Vormund oder Pfleger eingesetzt werden, erkläre ich, dass sich die Vermögenssorge nicht auf das Vermögen erstrecken soll, welches das Kind durch mich von Todes wegen erwirbt.
Für die Verwaltung dieses Vermögens bestimme ich, dass folgende Person als Pfleger benannt werden soll: Herr/Frau (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Telefon, Email) sollte die vorbenannte Person nicht zur Verfügung stehen, möchte ich, dass ersatzweise Herr/Frau (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Telefon, Email) die Personen- und die Vermögenssorge ausübt.
Ort, Datum, Unterschriften der Eltern


Lassen sie sich am besten individuell zu den Inhalten und Formvorschriften durch einen Juristen 	 beraten!


